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1132-6-S

Gesetz  
über die Ehrenzeichen des  

Bayerischen Ministerpräsidenten für  
Verdienste im Ehrenamt und im Auslandseinsatz  

(Bayerisches Ehrenzeichengesetz – BayEzG)

vom 19. Februar 2021

Der Landtag des Freistaates Bayern hat das folgende 
Gesetz beschlossen, das hiermit bekannt gemacht wird:

Art. 1

Ehrenzeichen des  
Ministerpräsidenten

Als Zeichen ehrender Anerkennung und öffentlicher 
Würdigung für hervorragende Verdienste verleiht der Mi-
nisterpräsident Ehrenzeichen für Verdienste im Ehrenamt 
und für Verdienste im Auslandseinsatz.

Art. 2

Form und Trageweise

(1) 1Die Ehrenzeichen bestehen aus vergoldetem 
Silber und zeigen ein achtstrahliges Malteserkreuz von 
einem grünen Lorbeerkranz umgeben. 2Das Malteser-
kreuz ist weiß für Verdienste im Ehrenamt und blau für 
Verdienste im Auslandseinsatz. 3Ein Mittelmedaillon zeigt 
das weißblaue Rautenwappen mit der Umschrift „Ehren-
zeichen des Bayerischen Ministerpräsidenten“.

(2) Die Ehrenzeichen werden auf der linken oberen 
Brustseite getragen.

(3) An Uniformen dürfen die Ehrenzeichen in verklei-
nerter Form als Bandschnalle auf einem dreimal gestreif-
ten, gewässerten weißblauen Band an der linken oberen 
Brustseite getragen werden.

Art. 3

Verleihung

(1) Die Verleihung des Ehrenzeichens für Verdienste 
im Ehrenamt setzt eine langjährige hervorragende ehren-
amtliche Tätigkeit in Vereinen, Organisationen oder sons- 
tigen Gemeinschaften mit kulturellen, sportlichen, sozia-
len oder anderen gemeinnützigen Zielen voraus.

(2) 1Die Verleihung des Ehrenzeichens für Verdienste 
im Auslandseinsatz setzt voraus, dass bei einem im öf-
fentlichen Auftrag oder Interesse durchgeführten Einsatz 
im Ausland ein herausgehobener persönlicher Beitrag

1.	 zur Friedenssicherung oder Friedenserhaltung,

2.	 bei der Rettung von Menschen aus lebensbedrohli-
chen Situationen,

3.	 bei der Leistung humanitärer Hilfe,

4.	 zur Wiederherstellung zerstörter Infrastrukturen nach 
Katastrophen,

5.	 zum Schutz bedeutender Sachwerte und Kulturgüter 
oder

6.	 zur Förderung funktionierender Staatswesen oder 
zur Stärkung der Menschenrechte und demokrati-
schen Grundwerte 

geleistet wurde. 2Es sollen nicht mehr als 75 Personen 
jährlich ausgezeichnet werden.

(3) 1Die Ausgezeichneten erhalten eine Verleihungsur-
kunde. 2Die Verleihungen werden im Bayerischen Staats-
anzeiger und im Bayerischen Ministerialblatt bekannt
gemacht.

Art. 4

Vorschlagsberechtigte

(1) 1Vorschlagsberechtigt sind die Mitglieder der 
Staatsregierung und des Landtags. 2Das Recht des Minis-
terpräsidenten zur Initiativauszeichnung bleibt unberührt.

(2) Für das Ehrenzeichen für Verdienste im Ehrenamt 
sind außerdem vorschlagsberechtigt die Regierungsprä-
sidenten, die Landräte und die Oberbürgermeister der 
kreisfreien Städte.

(3) Für das Ehrenzeichen für Verdienste im Auslands
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einsatz sind außerdem vorschlagsberechtigt der Komman-
deur des Landeskommandos Bayern sowie die Präsiden-
ten oder Vorsitzenden des Bundespolizeipräsidiums, der 
Bundesanstalt Technisches Hilfswerk, der Feuerwehrver-
bände und der freiwilligen Hilfsorganisationen nach Art. 2 
Abs. 13 des Bayerischen Rettungsdienstgesetzes.

(4) Jedermann hat das Recht, Anregungen an die 
Vorschlagsberechtigten zu richten.

Art. 5

Ehrenzeichenstatut

1Die zur Ausführung dieses Gesetzes erforderlichen 
Vorschriften erlässt die Staatsregierung. 2Darin sind auch 
die Aberkennung der Ehrenzeichen bei Unwürdigkeit der 
Ausgezeichneten und ihre Folgen zu regeln.

Art. 6

Katastrophenhelferabzeichen

Helferabzeichen des Ministerpräsidenten, die jeweils 
in Bezug auf einzelne Katastrophenfälle im Sinn des 
Art. 1 Abs. 2 des Bayerischen Katastrophenschutzgeset-
zes und auf Basis eines mit Zustimmung des Landtags 
ergangenen Verleihungsstatuts ausgehändigt werden, 
stehen Ehrenzeichen im Sinn des Art. 118 Abs. 5 der Ver-
fassung gleich und genießen gleichen Schutz.

Art. 7

Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. April 2021 in Kraft.

(2) Mit Ablauf des 31. März 2021 tritt das Gesetz über 
das Ehrenzeichen des Bayerischen Ministerpräsidenten 
für Verdienste von im Ehrenamt tätigen Frauen und Män-
nern vom 23. Juli 1994 (GVBl. S. 599, BayRS 1132-6-S) 
außer Kraft.

München, den 19. Februar 2021

Der Bayerische Ministerpräsident

Dr. Markus S ö d e r
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2024-1-I, 2035-1-F

Gesetz  
zur Änderung des  

Kommunalabgabengesetzes und  
weiterer Rechtsvorschriften

vom 19. Februar 2021

Der Landtag des Freistaates Bayern hat das folgende 
Gesetz beschlossen, das hiermit bekannt gemacht wird:

§ 1

Änderung des  
Kommunalabgabengesetzes

Das Kommunalabgabengesetz (KAG) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 4.  April  1993 (GVBl. 
S. 264, BayRS 2024-1-I), das zuletzt durch Gesetz vom 
9. Juni 2020 (GVBl. S. 286) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert:

1.	 Art. 5a wird wie folgt geändert:

a)	 Abs. 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Mit Ausnahme der §  128 Abs.  2 und 
§ 135 Abs. 6 BauGB gelten die §§ 127 Abs. 2 
und 128 bis 135 sowie § 242 Abs. 2 bis 8 BauGB 
jeweils in der am 8. September 2015 geltenden 
Fassung entsprechend.“ 

b)	 In Abs. 3 im Satzteil vor Nr. 1 wird die Angabe 
„Abs. 2 Nr. 4“ durch die Angabe „§ 127 Abs. 2 
Nr. 4 BauGB“ ersetzt.

c)	 In Abs. 5 wird die Angabe „Art. 5 Abs. 1 Satz 6“ 
durch die Wörter „Art. 5 Abs. 1 Satz 2 und 6 so-
wie Abs. 1a“ ersetzt.

d)	 Dem Abs. 7 wird folgender Satz 3 angefügt:

„3Bezieht sich der Beginn der technischen Herstel-
lung nur auf eine Teilstrecke der Erschließungsan-
lage, so gilt Satz 2 nur für diese Teilstrecke.“

e)	 Abs. 9 wird aufgehoben.

2.	 Art. 7 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a)	 Satz 5 wird wie folgt gefasst:

„5Die Gemeinden können für Inhaber von Zweit-

wohnungen, für deren nicht dauernd von ihnen 
getrennt lebende Ehegatten oder Lebenspartner 
und für die im Haushalt des Inhabers der Zweit-
wohnung lebenden Kinder bis zur Vollendung 
des 16. Lebensjahres in der Abgabesatzung eine 
pauschale Abgeltung des Kurbeitrags vorschrei-
ben, die sich jeweils an deren durchschnittlicher 
Aufenthaltsdauer in der Gemeinde zu orientieren 
hat.“

b)	 In Satz 6 wird das Wort „Zweitwohnungsinhaber“ 
durch das Wort „Beitragspflichtige“ ersetzt.

3.	 Art. 13 wird wie folgt geändert:

a)	 Abs. 1 wird wie folgt gefasst:

‚(1) Soweit gesetzlich nicht anders bestimmt, 
sind in ihrer jeweils geltenden Fassung vorbehalt-
lich des Abs. 7 folgende Bestimmungen der Ab-
gabenordnung (AO) entsprechend anzuwenden: 

1.	 aus dem Ersten Teil – Einleitende Vorschrif-
ten –

a)	 über den Anwendungsbereich:

§ 1 Abs. 3 AO und § 2 AO,

b)	 über die steuerlichen Begriffsbestim-
mungen:

§ 3 Abs. 1, Abs. 4 ohne die Nrn. 6 bis 9, 
Abs. 5 AO, §§ 4, 5, 7 bis 15 AO,

c)	 über das Steuergeheimnis:

§ 30 AO mit folgenden Maßgaben:

aa)	 die Vorschrift gilt nur für kommu-
nale Steuern, die Feuerschutzab- 
gabe und den Fremdenverkehrs
beitrag,

bb)	 die Offenbarung nach Abs.  4 
Nr. 1a ist zulässig, soweit sie einer  
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Verarbeitung nach Maßgabe des 
Art. 6 Abs. 1 des Bayerischen Da-
tenschutzgesetzes dient,

cc)	 die Offenbarung nach Abs. 4 Nr. 2 
kann auch durch Landesgesetz 
ausdrücklich zugelassen werden,

dd)	 die Entscheidung nach Abs.  4 
Nr. 5 Buchst. c trifft die Körper-
schaft, der die Abgabe zusteht,

§§ 31a und 31b AO,

d)	 über die Haftungsbeschränkung für 
Amtsträger:

§ 32 AO,

2.	 aus dem Zweiten Teil – Steuerschuldrecht –

a)	 über die Steuerpflichtigen:

§§ 33 bis 36 AO,

b)	 über das Steuerschuldverhältnis:

§§ 37 bis 50 AO,

c)	 über die Haftung:

§§  69 bis 71, 72a Abs.  1 AO mit der 
Maßgabe, dass in Satz  1 die Wörter 
„steuerliche Vorteile“ durch das Wort 
„Abgabevorteile“ ersetzt werden, §§ 73 
bis 75, 77 AO,

3.	 aus dem Dritten Teil – Allgemeine Verfahrens-
vorschriften –

a)	 über die Verfahrensgrundsätze:

aa)	 Beteiligung am Verfahren:

§§ 78 bis 80 AO, § 81 AO, 

bb)	 Ausschließung und Ablehnung 
von Amtsträgern und anderen 
Personen:

§ 82 Abs. 1 und 2 AO, § 83 Abs. 1 
AO mit der Maßgabe, dass in den 
Fällen des Satzes 2 beim Ersten 
Bürgermeister und bei den weite-
ren Bürgermeistern der Gemein-
derat und beim Landrat und sei-

nem gewählten Stellvertreter der 
Kreistag die Anordnung trifft,

cc)	 Besteuerungsgrundsätze, Beweis- 
mittel, Fristen, Termine:

aaa)	 §§ 85 bis 87 AO,

bbb)	 § 87a AO mit der Maßgabe,

–– dass die Schriftform 
auch durch sonstige si-
chere Verfahren ersetzt 
werden kann, die durch 
Rechtsverordnung der 
Staatsregierung gemäß 
Art.  3a Abs.  2 Satz  4 
Nr.  4 des Bayerischen 
Verwaltungsverfahrens-
gesetzes festgelegt 
werden, und

–– dass in Abs.  8 an die 
Stelle der Finanzverwal-
tung die Körperschaft, 
der die Abgabe zusteht, 
tritt,

ccc)	 § 87c Abs. 1, 2, 3 Satz 1, 
Abs.  6 AO, §§  88, 88a, 
89 bis 93, 96 Abs.  1 bis 
7 Satz  2 AO, §§  97, 98, 
99 AO mit der Maßgabe, 
dass im Kurbeitragsrecht 
von einer vorhergehenden 
Verständigung des Betrof-
fenen abgesehen werden 
kann, §  101 Abs.  1 AO, 
§§ 102 bis 108, 109 Abs. 1 
und 3 AO,

dd)	 Rechts- und Amtshilfe:

§ 111 Abs. 1 bis 3 und 5 AO, §§ 112 
bis 115, 117 Abs. 1, 2 und 4 AO,

b)	 über die Verwaltungsakte:

§§ 118 bis 133 AO mit der Maßgabe, 
dass in §  122 Abs.  1 Satz  4 AO die 
Wörter „nach amtlich vorgeschrie-
benem Datensatz elektronisch über-
mittelte Empfangsvollmacht“ durch 
die Wörter „Empfangsvollmacht in 
schriftformersetzender elektronischer 
Form“, in § 122 Abs. 5 Satz 2 AO das 
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Wort „Verwaltungszustellungsgesetzes“ 
durch die Wörter „Bayerischen Verwal-
tungszustellungs- und Vollstreckungs-
gesetzes“, in § 122 Abs. 5 Satz 3 AO 
die Wörter „§  7 Absatz 1 Satz  2 des 
Verwaltungszustellungsgesetzes“ durch 
die Wörter „Art.  8 Abs.  1 Satz  2 des 
Bayerischen Verwaltungszustellungs- 
und Vollstreckungsgesetzes“ und in 
§  132 Satz  1 und 2 AO jeweils das  
Wort „finanzgerichtlichen“ durch das 
Wort „verwaltungsgerichtlichen“ ersetzt  
werden,

4.	 aus dem Vierten Teil – Durchführung der  
Besteuerung –

a)	 über die Mitwirkungspflichten:

§  140 AO ohne die Wörter „als den 
Steuergesetzen“, §§ 145 bis 148, 149 
Abs. 1 und 2 AO, § 150 Abs. 1 bis 5 
AO, §§ 151, 152 Abs. 1, 4 bis 6 und 8 
bis 12 AO mit der Maßgabe, dass die 
Höhe des Verspätungszuschlags ab-
weichend von Abs. 5 im Ermessen des 
Abgabenberechtigten steht, 10 % der 
festgesetzten Steuer oder des festge-
setzten Messbetrags nicht übersteigen 
und höchstens 25 000 € betragen darf; 
bei der Bemessung des Verspätungs-
zuschlags sind neben seinem Zweck, 
den Steuerpflichtigen zur rechtzeitigen 
Abgabe der Steuererklärung anzuhal-
ten, die Dauer der Fristüberschreitung, 
die Höhe des sich aus der Steuer-
festsetzung ergebenden Zahlungsan-
spruchs, die aus der verspäteten Ab-
gabe der Steuererklärung gezogenen 
Vorteile sowie das Verschulden und 
die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit 
des Steuerpflichtigen zu berücksichti-
gen, § 153 AO,

b)	 über das Festsetzungs- und Feststel-
lungsverfahren:

aa)	 § 155 Abs. 1 bis 3 und 5 AO, § 156 
Abs.  2 AO, §§  157 bis 162 AO, 
§  163 Abs.  1 Satz  1, Abs.  2 bis 
4 AO, § 165 Abs. 1 AO, §§ 166, 
167 AO,

bb)	 § 169 AO mit der Maßgabe,

–– dass über Abs.  1 Satz  1 hi-

naus die Festsetzung eines 
Beitrags ohne Rücksicht auf 
die Entstehung der Beitrags-
schuld spätestens 20 Jahre 
nach Ablauf des Jahres, in 
dem die Vorteilslage eintrat, 
nicht mehr zulässig ist; liegt 
ein Verstoß gegen die Mit-
wirkungspflicht nach Art.  5 
Abs. 2a vor und kann der Bei-
trag deswegen nicht festge-
setzt werden, beträgt die Frist 
25 Jahre,

–– dass in Abs. 1 Satz 3 Nr. 2 die 
Wörter „§ 10 des Verwaltungs-
zustellungsgesetzes“ durch die  
Wörter „Art.  15 des Bayeri-
schen Verwaltungszustellungs- 
und Vollstreckungsgesetzes“ 
ersetzt werden und

–– dass die Festsetzungsfrist 
nach Abs. 2 Satz 1 einheitlich 
vier Jahre beträgt,

cc)	 § 170 Abs. 1 AO mit der Maßgabe,

–– dass die Festsetzungsfrist 
dann, wenn die Forderung im 
Zeitpunkt des Entstehens aus 
tatsächlichen Gründen noch 
nicht berechnet werden kann, 
erst mit Ablauf des Kalender-
jahres beginnt, in dem die Be-
rechnung möglich ist, und

–– dass im Fall der Ungültigkeit 
einer Beitragssatzung die 
Festsetzungsfrist erst mit Ab-
lauf des Kalenderjahres zu 
laufen beginnt, in dem die gül-
tige Beitragssatzung bekannt-
gemacht worden ist,

und § 170 Abs. 3 AO,

dd)	 § 171 AO mit der Maßgabe, dass 
in Abs. 3a Satz 3 die Bezugnah-
men „§ 100 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 
Satz 2, Abs. 3 Satz 1, § 101 der 
Finanzgerichtsordnung“ durch 
die Bezugnahmen „§ 113 Abs. 1 
Satz  1 und Abs.  5 der Verwal-
tungsgerichtsordnung“ ersetzt 
werden,
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ee)	 §§ 191 bis 194 AO, § 195 Satz 1 
AO mit der Maßgabe, dass auch 
Organe der überörtlichen Rech-
nungsprüfung mit der Prüfung be-
traut werden können, §§ 196 bis 
203 AO mit der Maßgabe, dass 
in §  196 AO die Angabe „nach 
§ 356“ entfällt,

5.	 aus dem Fünften Teil – Erhebungsverfah-
ren –

a)	 über die Verwirklichung, die Fälligkeit 
und das Erlöschen von Ansprüchen 
aus dem Steuerschuldverhältnis:

§§  218, 219, 221, 222 AO, §  224 
Abs.  1 und 2 AO, §§  225, 226, 227, 
228 bis 232 AO,

b)	 über die Verzinsung und die Säumnis-
zuschläge:

aa)	 § 233 AO, § 234 Abs. 1 und 2 AO, 
§ 235 AO,

bb)	 § 236 AO mit der Maßgabe,

–– dass in Abs.  1 Satz  1 nach 
den Wörtern „durch eine 
rechtskräftige gerichtliche Ent-
scheidung“ die Wörter „oder 
eine bestandskräftige Wider-
spruchsentscheidung“, nach 
den Wörtern „vorbehaltlich des 
Absatzes  3 vom“ die Wörter 
„Tag der Einlegung des Wi-
derspruchs, oder wenn ein 
Widerspruchsverfahren nicht 
vorausgegangen ist, vom“ ein-
zufügen sind,

–– dass in Abs. 1 Satz 2 nach den 
Wörtern „der zu erstattende 
Betrag erst“ die Wörter „nach 
Einlegung des Widerspruchs, 
wenn ein Widerspruchsver-
fahren nicht vorausgegangen 
ist“ einzufügen sind,

–– dass in Abs. 2 Nr. 2 im Satz-
teil vor Buchst.  a den Wör-
tern „eine rechtskräftige“ die 
Wörter „eine bestandskräftige 
Widerspruchsentscheidung,“ 
voranzustellen sind und

–– dass in Abs. 3 an die Stelle der 
Bezugnahme „§  137 Satz  1 
der Finanzgerichtsordnung“ 
die Bezugnahme „§ 155 Abs. 4 
der Verwaltungsgerichtsord-
nung“ tritt,

cc)	 § 237 Abs. 1, 2 und 4 AO mit der 
Maßgabe,

–– dass in Abs. 1 Satz 1 die Wör-
ter „eine Einspruchsentschei-
dung“ durch die Wörter „einen 
Widerspruchsbescheid“

–– sowie in Abs.  4 die Wörter 
„und 3 gelten“ durch das Wort 
„gilt“ ersetzt werden,

dd)	 §§ 238 bis 240 AO mit der Maß-
gabe, dass die Höhe der Zinsen 
abweichend von §  238 Abs.  1 
Satz  1 AO zwei Prozentpunkte 
über dem Basiszinssatz nach 
§ 247 BGB jährlich beträgt,

c)	 über die Sicherheitsleistung:

§§ 241 bis 248 AO,

6.	 aus dem Sechsten Teil – Vollstreckung –

a)	 über die allgemeinen Vorschriften:

§  251 Abs.  2 und 3 AO und §  254 
Abs. 2 AO,

b)	 über die Niederschlagung:

§ 261 AO.‘

b)	 In Abs. 2 im Satzteil vor Buchst. a wird das Wort 
„Absatz“ durch die Angabe „Abs.“ ersetzt.

c)	 Abs. 8 wird Abs. 7.

4.	 Dem Art. 19 wird folgender Abs. 10 angefügt:

„(10) 1In den Fällen des Art. 5a Abs. 8 sind fest-
gesetzte und erhobene Vorausleistungen nicht zu 
erstatten, wenn die Erschließungsanlage mit Ablauf 
einer der Fristen nach Art. 5a Abs. 8 benutzbar war 
und die Vorausleistungen bis spätestens 31. Dezem-
ber 2019 festgesetzt wurden. 2Auf Antrag hat die Ge-
meinde eine fiktive Abrechnung des endgültigen Bei-
trags auf Grund der bis zum Ablauf einer der Fristen 
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nach Art. 5a Abs. 8 entstandenen Kosten vorzuneh-
men und den Unterschiedsbetrag zu erstatten, wenn 
die fiktive Abrechnung ergibt, dass die Vorausleis-
tung den fiktiven endgültigen Beitrag übersteigt. 3Der 
Antrag kann ab Ablauf einer der Fristen nach Art. 5a 
Abs. 8 gestellt werden. 4Art. 5 Abs. 5 Satz 4 ist für 
Erstattungen nach Satz 3 nicht anzuwenden. 5Sofern 
die Frist nach Art. 13 Abs. 1 Nr. 4 Buchst. b Doppel-
buchst. bb Spiegelstrich 1 zum 1. März 2021 bereits 
abgelaufen ist, findet das Kommunalabgabengesetz 
in der am 28. Februar 2021 geltenden Fassung wei-
terhin Anwendung.“

§ 2

Änderung des  
Bayerischen Personalvertretungsgesetzes

Das Bayerische Personalvertretungsgesetz (BayPVG)  
in der Fassung der Bekanntmachung vom 11.  Novem-
ber  1986 (GVBl. S.  349, BayRS 2035-1-F), das zuletzt 
durch § 7 des Gesetzes vom 23. Dezember 2019 (GVBl. 
S. 724) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1.	 Nach Art. 96 wird folgender Art. 96a eingefügt: 

„Art. 96a

Sondervorschrift aus  
Anlass der Corona-Pandemie

Beschäftigte einer Dienststelle, die zur Unter-
stützung bei der Bekämpfung der Corona-Pandemie 

oder der Bewältigung der Folgen der Pandemie ganz 
oder teilweise bis zu 18 Monate vorübergehend bei 
einer anderen Dienststelle eingesetzt sind, gehören 
weiterhin ihrer Dienststelle an.“ 

2.	 Art. 97 wird wie folgt geändert: 

a)	 Der Überschrift wird das Wort „  , Außerkrafttre-
ten“ angefügt. 

b)	 Der bisherige Wortlaut wird Abs. 1. 

c)	 Folgender Abs. 2 wird angefügt: 

„(2) Art. 96a tritt mit Ablauf des 31. Juli 2023 
außer Kraft.“

§ 3

Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. März 2021 in Kraft.

(2) Abweichend von Abs. 1 tritt § 1 Nr. 1 Buchst. d am 
1. April 2021 in Kraft.

München, den 19. Februar 2021

Der Bayerische Ministerpräsident

Dr. Markus S ö d e r
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01-6-11-B

Bekanntmachung  
über das Inkrafttreten  

des Staatsvertrags zwischen dem Land 
Hessen und dem Freistaat Bayern über 

die Planfeststellung für den  
Neubau der Mainbrücke Mainflingen im 

Zuge der BAB A 45  
(von Str.-km 253,200 bis Str.-km 254,100)

vom 25. Januar 2021

Der am 23.  Dezember 2020 unterzeichnete und 
im Gesetz- und Verordnungsblatt vom 15. Januar 2021 
(GVBl. S. 2, BayRS 01-6-11-B) bekannt gemachte Staats
vertrag zwischen dem Land Hessen und dem Freistaat 
Bayern über die Planfeststellung für den Neubau der Main-
brücke Mainflingen im Zuge der BAB A  45 (von Str.-km 
253,200 bis Str.-km 254,100) ist nach seinem Art. 3 Nr. 2 
am 23. Dezember 2020 in Kraft getreten.

München, den 25. Januar 2021

Der Leiter der Bayerischen Staatskanzlei

Dr. Florian H e r r m a n n
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1130-2-2-I

Verordnung  
zur Änderung der  

Verordnung zur Ausführung des Gesetzes über das  
Wappen des Freistaates Bayern

vom 2. Februar 2021

Auf Grund des Art.  2 Abs.  3 Satz  1 des Gesetzes 
über das Wappen des Freistaates Bayern (WappenG) in 
der in der Bayerischen Rechtssammlung (BayRS 1130-2-I) 
veröffentlichten bereinigten Fassung, das durch Gesetz 
vom 7. Mai 2013 (GVBI. S. 264) geändert worden ist, ver-
ordnet die Bayerische Staatsregierung:

§ 1

Die Verordnung zur Ausführung des Gesetzes über 
das Wappen des Freistaates Bayern (AVWpG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 22. Dezember 1998 
(GVBI. 1999 S. 29, BayRS 1130-2-2-I), die zuletzt durch 
§ 2 Abs. 1 des Gesetzes vom 17. Juli 2015 (GVBI. S. 243) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1.	 In der Überschrift werden vor der Angabe „AVWpG“ 
die Wörter „Ausführungsverordnung Wappengesetz –“ 
eingefügt.

2.	 § 1 wird wie folgt gefasst:

„§ 1

Führung des  
großen Staatswappens

Das große Staatswappen führen

1.	 im Geschäftsbereich des Staatsministeriums des 
Innern, für Sport und Integration 

a)	 der Verwaltungsgerichtshof,

b)	 die Verwaltungsgerichte,

c)	 die Landesanwaltschaft Bayern,

d)	 die Regierungen,

e)	 das Landesamt für Asyl und Rückführungen,

f)	 das Landesamt für Datenschutzaufsicht,

g)	 das Landesamt für Statistik,

h)	 das Landesamt für Verfassungsschutz,

i)	 die Polizeipräsidien,

j)	 das Präsidium der Bereitschaftspolizei,

k)	 das Landeskriminalamt,

l)	 das Polizeiverwaltungsamt,

m)	 die Versicherungskammer Bayern, Versiche-
rungsanstalt des öffentlichen Rechts,

n)	 die Versorgungskammer,

o)	 die Landesfeuerwehrschulen; 

2.	 im Geschäftsbereich des Staatsministeriums für 
Wohnen, Bau und Verkehr

a)	 die Landesbaudirektion Bayern,

b)	 die Immobilien Freistaat Bayern;

3.	 im Geschäftsbereich des Staatsministeriums der 
Justiz

a)	 das Oberste Landesgericht,

b)	 die Oberlandesgerichte,

c)	 die Generalstaatsanwaltschaften,

d)	 die Landgerichte,

e)	 die Staatsanwaltschaften,

f)	 die Amtsgerichte,

g)	 die Landesjustizkasse Bamberg,

h)	 als Dienstgerichte für Richter und Richterinnen

aa)	 der Dienstgerichtshof, 

bb)	 das Dienstgericht,
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i)	 die Spruchkörper der Berufsgerichtsbarkeiten;

4.	 im Geschäftsbereich des Staatsministeriums für 
Unterricht und Kultus

a)	 das Landesamt für Schule,

b)	 die Landeszentrale für politische Bildungs-
arbeit,

c)	 die Akademie für Lehrerfortbildung und Per-
sonalführung,

d)	 das Staatsinstitut für Schulqualität und Bil-
dungsforschung;

5.	 im Geschäftsbereich des Staatsministeriums für 
Wissenschaft und Kunst

a)	 die staatlichen Hochschulen,

b)	 die Akademie der Wissenschaften,

c)	 das Landesamt für Denkmalpflege,

d)	 die Generaldirektion der Staatlichen Natur-
wissenschaftlichen Sammlungen Bayerns,

e)	 die Generaldirektion der Staatlichen Archive 
Bayerns,

f)	 die Staatsbibliothek,

g)	 die Direktion der Staatsgemäldesammlun-
gen,

h)	 das Nationalmuseum,

i)	 die Staatsoper,

j)	 das Staatsschauspiel,

k)	 das Staatstheater am Gärtnerplatz;

6.	 im Geschäftsbereich des Staatsministeriums der 
Finanzen und für Heimat

a)	 die Finanzgerichte,

b)	 das Landesamt für Digitalisierung, Breitband 
und Vermessung,

c)	 das Landesamt für Finanzen,

d)	 das Landesamt für Sicherheit in der Informa-
tionstechnik,

e)	 das Landesamt für Steuern,

f)	 die Verwaltung der staatlichen Schlösser, 
Gärten und Seen,

g)	 die Staatliche Lotterieverwaltung,

h)	 die Hochschule für den öffentlichen Dienst 
in Bayern,

i)	 das Hauptmünzamt,

j)	 die Staatshauptkasse,

k)	 die Staatsoberkasse Bayern in Landshut,

l)	 die Landesbank und ihre Zweigniederlas-
sungen,

m)	die LfA Förderbank Bayern,

n)	 der Landespersonalausschuss;

7.	 im Geschäftsbereich des Staatsministeriums für 
Wirtschaft, Landesentwicklung und Energie

das Landesamt für Maß und Gewicht;

8.	 im Geschäftsbereich des Staatsministeriums für 
Umwelt und Verbraucherschutz

a)	 das Landesamt für Gesundheit und Lebens-
mittelsicherheit,

b)	 das Landesamt für Umwelt,

c)	 die Akademie für Naturschutz und Land-
schaftspflege;

9.	 im Geschäftsbereich des Staatsministeriums für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten

a)	 die Landesanstalt für Landwirtschaft,

b)	 die Landesanstalt für Wald und Forstwirt-
schaft,

c)	 die Landesanstalt für Weinbau und Garten-
bau,

d)	 die Staatliche Führungsakademie für Ernäh-
rung, Landwirtschaft und Forsten,

e)	 das Technologie- und Förderzentrum im 
Kompetenzzentrum für Nachwachsende 
Rohstoffe,
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f)	 die Ämter für Ländliche Entwicklung;

10.	 im Geschäftsbereich des Staatsministeriums für 
Familie, Arbeit und Soziales

a)	 die Landesarbeitsgerichte,

b)	 das Landessozialgericht,

c)	 die Arbeitsgerichte,

d)	 die Sozialgerichte,

e)	 das Zentrum Bayern Familie und Soziales;

11.	 im Geschäftsbereich des Staatsministeriums für 
Gesundheit und Pflege

a)	 das Landesamt für Pflege,

b)	 die gerichtsärztlichen Dienste bei den Ober-
landesgerichten;

12.	 als nachgeordnete Behörden des Obersten 
Rechnungshofs

die Staatlichen Rechnungsprüfungsämter.“

3.	 § 2 wird wie folgt geändert:

a)	 Folgende Überschrift wird eingefügt:

„Führung des  
kleinen Staatswappens“.

b)	 In Halbsatz 2 werden die Wörter „Staatsminis-
terium für Bildung und Kultus, Wissenschaft 
und Kunst dem Staatsministerium des Innern, 
für Bau und Verkehr“ durch die Wörter „Staats-
ministerium für Wissenschaft und Kunst dem 
Staatsministerium des Innern, für Sport und 
Integration“ ersetzt.

4.	 In § 3 wird folgende Überschrift eingefügt:

„Sonderfälle der Führung des  
kleinen Staatswappens“.

5.	 In § 4 wird folgende Überschrift eingefügt:

„Reichweite der  
Befugnisse“.

6.	 § 5 wird wie folgt geändert:

a)	 Folgende Überschrift wird eingefügt:

„Genehmigung zur  
Verwendung der Staatswappen“.

b)	 Nach dem Wort „Bayern“ wird die Angabe 
„(WappenG)“ eingefügt.

7.	 § 6 wird wie folgt geändert:

a)	 Folgende Überschrift wird eingefügt:

„Dienstsiegel“.

b)	 In Abs. 3 werden die Wörter „Bau und Verkehr“ 
durch die Wörter „Sport und Integration“ und wird 
das Wort „Absätzen“ durch die Angabe „Abs.“  
ersetzt.

8.	 § 7 wird wie folgt geändert:

a)	 Folgende Überschrift wird eingefügt:

„Größe der Siegel“.

b)	 In Abs. 1 Satz 1 wird die Angabe „§ 1 Nr. 1“ durch 
die Angabe „Art. 2 Abs. 2 Satz 1 WappenG“ ersetzt.

9.	 § 8 wird wie folgt geändert:

a)	 Folgende Überschrift wird eingefügt:

„Ausführung der Siegel“.

b)	 Abs. 4 wird wie folgt geändert:

aa)	 Der Wortlaut wird Satz 1.

bb)	 Folgender Satz 2 wird angefügt:

„2In diesen Fällen kann auf die Angabe des 
Dienstsitzes der Behörde oder Stelle verzich-
tet werden.“

10.	 In § 9 wird folgende Überschrift eingefügt:

„Verwahrung der Siegel“.

11.	 In § 10 wird folgende Überschrift eingefügt:

„Vorrang besonderer Vorschriften“.

12.	 In § 11 wird folgende Überschrift eingefügt:

„Inkrafttreten“.

§ 2
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Diese Verordnung tritt am 1. März 2021 in Kraft.

München, den 2. Februar 2021

Der Bayerische Ministerpräsident

Dr. Markus S ö d e r
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754-4-1-W

Verordnung  
zur Änderung der  

Verordnung zur Ausführung  
energiewirtschaftlicher Vorschriften

vom 11. Februar 2021

Auf Grund des § 37c Abs. 2 des Erneuerbare-Ener-
gien-Gesetzes (EEG 2021) vom 21.  Juli 2014 (BGBl.  I 
S.  1066), das zuletzt durch Art.  1 des Gesetzes vom 
21. Dezember 2020 (BGBl.  I S. 3138) geändert worden 
ist, verordnet die Bayerische Staatsregierung:

§ 1

In § 1 Satz 1 der Verordnung zur Ausführung energie-
wirtschaftlicher Vorschriften (AVEn) vom 22. Januar 2002 
(GVBl. S. 18, BayRS 754-4-1-W), die zuletzt durch § 7 
des Gesetzes vom 23.  Dezember 2020 (GVBl. S.  663) 
geändert worden ist, wird die Angabe „Satz 1“ gestrichen, 
die Angabe „EEG 2017“ durch die Angabe „EEG 2021“ 
und die Angabe „Nr. 3“ durch die Angabe „Nr. 2“ ersetzt.

§ 2

Diese Verordnung tritt am 27. Februar 2021 in Kraft.

München, den 11. Februar 2021

Der Bayerische Ministerpräsident

Dr. Markus S ö d e r
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227-3-2-1-K

Verordnung 
zur Änderung der  

Ausbildungs- und Prüfungsordnung für  
Fachsportlehrer im freien Beruf in Bayern 

vom 10. Februar 2021

Auf Grund 

–– des Art. 123 Abs. 2 Satz 1 des Bayerischen Gesetzes  
über das Erziehungs- und Unterrichtswesen (BayEUG)  
in der Fassung der Bekanntmachung vom 31.  Mai 
2000 (GVBl. S. 414, 632, BayRS 2230-1-1-K), das zu-
letzt durch Gesetz vom 24. Juli 2020 (GVBl. S. 386) 
geändert worden ist, in Verbindung mit Art. 2 Abs. 7  
des Bayerischen Hochschulgesetzes (BayHSchG) vom  
23.  Mai 2006 (GVBl. S.  245, BayRS 2210-1-1-WK),  
das zuletzt durch § 1 des Gesetzes vom 24. Juli 2020 
(GVBl. S. 382) geändert worden ist, und 

–– des Art.  21 Abs.  1 Satz  1 des Kostengesetzes 
(KG) vom 20.  Februar 1998 (GVBl. S.  43, BayRS  
2013-1-1-F), das zuletzt durch § 2 des Gesetzes vom 
19. März 2020 (GVBl. S. 153) geändert worden ist,

verordnen das Bayerische Staatsministerium für Unterricht 
und Kultus sowie das Bayerische Staatsministerium für 
Wissenschaft und Kunst im Einvernehmen mit dem Bay-
erischen Staatsministerium der Finanzen und für Heimat:

§ 1

Die Ausbildungs- und Prüfungsordnung für Fachsport-
lehrer im freien Beruf in Bayern (BayAPOFspl) vom 8. Fe-
bruar 1999 (GVBl. S. 40, BayRS 227-3-2-1-K), die zuletzt 
durch § 1 Abs. 261 der Verordnung vom 26. März 2019 
(GVBl. S. 98) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1.	 Die Inhaltsübersicht wird gestrichen.

2.	 In § 2 Abs. 2 Satz 4 werden die Wörter „die Anlagen 
1 und 2“ durch die Wörter „für die in Abs. 1 Satz 1  
genannten Ausbildungs- und Prüfungsteile der jewei
ligen Ausbildungsrichtung die Anlagen 1 und 2 sowie  
eine Bekanntmachung des Staatsministeriums für 
Unterricht und Kultus, die im Einvernehmen mit dem 
Staatsministerium für Wissenschaft und Kunst erlassen  
wird“ ersetzt.

3.	 § 3 wird wie folgt geändert:

a)	 In Satz 1 wird die Satznummerierung „1“ gestrichen.

b)	 Satz 2 wird aufgehoben.

4.	 § 5 wird wie folgt geändert:

a)	 Satz 2 wird aufgehoben.

b)	 Satz 3 wird Satz 2.

5.	 § 6 wird wie folgt geändert:

a)	 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 Satz 1 wird aufgehoben.

bb)	 Satz  2 wird Satz  1 und die Angabe „bzw.“ 
wird durch das Wort „oder“ ersetzt.

cc)	 Satz 3 wird Satz 2.

dd)	 Satz 4 wird Satz 3 und die Wörter „ein Aus-
bildungsbuch“ werden durch die Wörter „eine 
Praktikumsdokumentation“ sowie die Angabe 
„bzw.“ wird durch das Wort „oder“ ersetzt.

b)	 In Abs. 2 Satz 1 und Satz 2 Nr. 2 wird jeweils die 
Angabe „bzw.“ durch das Wort „oder“ ersetzt.

c)	 In Abs. 4 wird nach dem Wort „Tätigkeiten“ das 
Wort „insbesondere“ eingefügt.

6.	 In § 7 Abs. 1 Satz 3 Nr. 1 werden die Wörter „ein Aus-
bildungsbuch“ durch die Wörter „eine Praktikums
dokumentation“ ersetzt.

7.	 § 8 wird wie folgt geändert:

a)	 In Satz 1 wird die Satznummerierung „1“ gestri-
chen.

b)	 Satz 2 wird aufgehoben.

8.	 § 10 wird wie folgt geändert:

a)	 Abs. 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Der Prüfungsvorsitzende für die staat-
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lichen Prüfungen wird jeweils von der Techni-
schen Universität München bestellt.“

b)	 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa)	 Im Satzteil vor Nr. 1 werden nach dem Wort 
„können“ die Wörter „durch den Prüfungs-
vorsitzenden“ eingefügt.

bb)	 In Nr. 1 wird das Wort „Hochschullehrerge-
setzes“ durch das Wort „Hochschulpersonal-
gesetzes“ ersetzt.

9.	 § 15 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„1Bei der Bewertung der Prüfungsleistung durch den 
einzelnen Prüfer werden ausschließlich folgende 
Noten erteilt:

sehr gut (1) = eine besonders hervorragende 
Leistung,

gut (2) = eine Leistung, die die durch-
schnittlichen Anforderungen 
übertrifft,

befriedigend (3) = eine Leistung, die in jeder 
Hinsicht durchschnittlichen 
Anforderungen entspricht,

ausreichend (4) = eine Leistung, die trotz ihrer 
Mängel den durchschnittlichen 
Anforderungen noch ent- 
spricht,

mangelhaft (5) = eine an erheblichen Mängeln 
leidende, im Ganzen nicht 
mehr brauchbare Leistung,

ungenügend (6) = eine völlig unbrauchbare 
Leistung.“

10.	 § 19 wird aufgehoben.

11.	 § 20 wird § 19 und wie folgt geändert:

a)	 In Abs. 1 Nr. 2 wird die Angabe „380 €“ durch die 
Angabe „400 €“ ersetzt.

b)	 Folgender Abs. 6 wird angefügt:

„(6) Für die Durchführung der Eignungsprü-
fung nach Art. 11 Abs. 1 des Bayerischen Berufs-
qualifikationsfeststellungsgesetzes wird von der 
Technischen Universität München entsprechend 
dem Aufwand eine Gebühr für Schneesportleh-
rer zwischen 100 € und 400 €, für Berg- und Ski-
führer zwischen 100 € und 1 700 € festgesetzt.“ 

12.	 § 21 wird § 20 und wie folgt geändert:

a)	 In Abs.  1 wird die Absatzbezeichnung „(1)“ ge-
strichen.

b)	 Die Abs. 2 und 3 werden aufgehoben.

13.	 Die Anlagen 1 und 2 erhalten die aus dem Anhang zu 
dieser Verordnung ersichtliche Fassung.

§ 2

Diese Verordnung tritt am 1. März 2021 in Kraft.

München, den 10. Februar 2021

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus

Prof. Dr. Michael P i a z o l o , Staatsminister

München, den 10. Februar 2021

Bayerisches Staatsministerium 
für Wissenschaft und Kunst

Bernd S i b l e r , Staatsminister
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Anhang zu § 1 Nr. 13
Anlage 1

Berg- und Skiführer 

1.	 Ausbildungskommission

Die Technische Universität München überträgt gemäß § 2 Abs. 2 Satz 2 die Durchführung der Eignungsfeststel-
lung sowie der Ausbildungslehrgänge und prüfungsvorbereitenden Lehrgänge einer Ausbildungskommission.

Die Ausbildungskommission besteht aus Vertretern des Berufsverbands der Berg- und Skiführer, des Deut-
schen Alpenvereins und der Technischen Universität München, die den Vorsitz innehat und eine Geschäfts-
ordnung erstellt. Die Ausbildungskommission beruft das Lehrteam, das die Eignungsfeststellung sowie die 
Ausbildungslehrgänge und prüfungsvorbereitenden Lehrgänge durchführt und prüft.

2.	 Eignungsfeststellung

Die Zulassung zur Eignungsfeststellung erfolgt nach Bewerbung bei der Ausbildungskommission, die nach 
Sichtung der Unterlagen zur Eignungsfeststellung einlädt.

Die Zulassung zur Eignungsfeststellung setzt den Nachweis alpiner Betätigung in Form eines schriftlichen 
Tourenberichts für einen Zeitraum von mindestens drei Jahren voraus. Die Touren sind nach Fels-, Eis- und 
kombinierten Unternehmungen sowie Skihochtouren zu ordnen. Für die Felstouren ist die Bewertung in der 
französischen Schwierigkeitsskala anzugeben, für Eis- und kombinierte Touren nach der WI- bzw. Mixed-Skala.  
Über die Zulassung zur Eignungsfeststellung entscheidet die Ausbildungskommission.

2.1	 Unterweisung

Zur Schaffung einheitlicher Testvoraussetzungen und der Gewährleistung des gängigen Sicherheitsrahmens 
findet vor der Eignungsfeststellung eine kurze Unterweisung bezüglich sicherheitsrelevanter Inhalte in folgen-
den Bereichen statt: Winter, Fels, Eis bzw. Hochtour.

2.2	 Inhalte der Eignungsfeststellung

Die Inhalte der Eignungsfeststellung regelt eine Bekanntmachung des Staatsministeriums für Unterricht und 
Kultus, die im Einvernehmen mit dem Staatsministerium für Wissenschaft und Kunst erlassen wird.

2.3	 Bewertung und Status

Die Eignungsfeststellung gilt im jeweiligen Testbereich als bestanden, wenn die technischen und konditio-
nellen Prüfungen im jeweiligen Testbereich insgesamt mit mindestens der Endnote „ausreichend“ bestanden 
sind, die Vorkenntnisse des Bewerbers erwarten lassen, dass er für die Ausbildung zum staatlich geprüften 
Berg- und Skiführer geeignet ist, und in den einzelnen Testteilen mindestens die in der Bekanntmachung des 
Staatsministeriums für Unterricht und Kultus, die im Einvernehmen mit dem Staatsministerium für Wissen-
schaft und Kunst erlassen wird, geforderten Endnoten erreicht sind. 

Der Prüfer kann durch ein Gespräch mit einzelnen Teilnehmern den Wahrheitsgehalt des Tourenberichts 
überprüfen. Sollten diesbezüglich Zweifel auftreten und sich nach einem Gespräch bestätigen, so kann der 
Prüfling von der Eignungsfeststellung ausgeschlossen werden. § 11 Abs. 2 und 4 gilt entsprechend.

Nicht bestandene Testteile bzw. Testbereiche der Eignungsfeststellung können wiederholt werden; bestandene 
Testteile bzw. Testbereiche können auf Antrag angerechnet werden.

Nach allen bestandenen Testbereichen der Eignungsfeststellung hat der Teilnehmer den Status „Kandidat“ 
erworben.
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Das Nähere regelt eine Bekanntmachung des Staatsministeriums für Unterricht und Kultus, die im Einverneh-
men mit dem Staatsministerium für Wissenschaft und Kunst erlassen wird.

3.	 Ausbildung

3.1	 Ausbildungslehrgänge und prüfungsvorbereitende Lehrgänge

Die Ausbildungslehrgänge dienen der Grundausbildung der Teilnehmer und schließen ohne Prüfung ab. In den 
prüfungsvorbereitenden Lehrgängen wird zum einen die Eignung zur Fortsetzung der Ausbildung beurteilt. Zum 
anderen wird eine abschließende Prüfung in den Bereichen persönliches Können – Techniken des Felskletterns, 
Eiskletterns, Skitechniken – sowie eine Prüfung Verschüttetensuche abgenommen. Das Bestehen der Prüfun-
gen der prüfungsvorbereitenden Lehrgänge ist Zulassungsvoraussetzung für die staatliche Prüfung.

In den prüfungsvorbereitenden Lehrgängen erhält der Auszubildende hinsichtlich der allgemeinen Eignung 
in Bezug auf persönliches Können, alpine Erfahrung und Risikomanagement eine Lehrgangsnote. Die Lehr-
gangsnote – mindestens „ausreichend“ – ist Zulassungsvoraussetzung für die Prüfungen „Persönliches Kön-
nen“ und „Verschüttetensuche“ sowie für die folgenden Lehrgänge.

Bei einer Lehrgangsnote von schlechter als „ausreichend“ ist der prüfungsvorbereitende Lehrgang zu wieder-
holen. Es ist eine Wiederholung möglich.

Bei einem Nicht-Bestehen der Prüfung „Persönliches Können“ oder „Verschüttetensuche“ kann der Auszubil-
dende diese Prüfung jeweils zweimal höchstens zum nächsten Termin wiederholen. Bestandene Prüfungs-
aufgaben werden angerechnet.

Nach bestandenem prüfungsvorbereitendem Lehrgang „Eis-/Hochtouren“ hat der Teilnehmer den Status „As-
pirant“ erworben. Dieser Status verfällt automatisch, wenn das Bestehen der staatlichen Prüfung nicht mehr 
erreicht werden kann.

3.2	 Die Inhalte und die Durchführung der Ausbildung regelt eine Bekanntmachung des Staatsministeriums für Un-
terricht und Kultus, die im Einvernehmen mit dem Staatsministerium für Wissenschaft und Kunst erlassen wird.

4.	 Praktikum

Die Praktikumstätigkeit kann in den jeweiligen Teilbereichen nach bestandenem zugehörigen prüfungsvorbe-
reitenden Lehrgang begonnen werden.

Der Umfang soll sich in etwa gleichmäßig verteilt auf Führungen bzw. Lehrtätigkeiten erstrecken und jeweils 
zwölf Tage in den drei Bereichen nicht unterschreiten.

Voraussetzungen und Bereiche des Praktikums sind nach international geltenden Standards von der Ausbil-
dungskommission festzulegen. Der Ausbilder oder Praktikumsbetreuer verpflichtet sich die Auszubildenden 
während der staatlichen Ausbildung zu begleiten und auf die staatliche Prüfung vorzubereiten. Zudem unter-
weist der Praktikumsbetreuer die Auszubildenden in allen Tätigkeitsfeldern eines staatlich geprüften Berg- 
und Skiführers und beaufsichtigt ihre Praktikumstätigkeiten.

Fortbildungsmaßnahmen sind als Praktikumstätigkeit anzurechnen, sofern sie von der Ausbildungskommissi-
on genehmigt worden sind. Dies gilt ebenso für Tätigkeiten, die nicht für den Praktikumsbetreuer durchgeführt 
worden sind. Diese Anteile dürfen insgesamt ein Viertel der vorgeschriebenen Praktikumsdauer nicht über-
schreiten. Über die Lehrpraxis ist ein Praktikumsnachweis mit Angaben zu Datum, Unterrichtszeit, Lehrinhalt 
und Schülern sowie dem Signum des Praktikumsbetreuers zu führen. Dieses ist zu den staatlichen Prüfungen 
der Führungs- und Lehrtätigkeit dem Prüfungsvorsitzenden vorzulegen.

5.	 Staatliche Prüfung

Die staatliche Prüfung umfasst Prüfungen im praktischen Können, der Lehreignung und der theoretischen 
Kenntnisse. Die Prüfung in den Bereichen Lehreignung, Führungstätigkeit und Fertigkeiten aus dem Bereich 
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Risikomanagement sowie der Theorie kann zeitlich getrennt voneinander erfolgen, soweit die zu diesem 
Prüfungsbereich zugehörigen prüfungsvorbereitenden Lehrgänge erfolgreich absolviert wurden. Die Orte der 
staatlichen Prüfung der Führungstätigkeit, Lehreignung und Fertigkeiten aus dem Bereich Risikomanagement 
sind aus Gründen der Chancengleichheit erst kurzfristig vorher bekannt zu geben.

Die Festlegung von Prüfungsaufgaben trifft die Technische Universität München. Diese Entscheidungen werden 
den Ausbildungsteilnehmern unmittelbar vor Abnahme der einzelnen Prüfungsaufgaben bekannt gegeben.

Das Nähere regelt eine Bekanntmachung des Staatsministeriums für Unterricht und Kultus, die im Einverneh-
men mit dem Staatsministerium für Wissenschaft und Kunst erlassen wird.

6.	 Bewertung der staatlichen Prüfung

6.1	 Führungstätigkeit und Fertigkeiten aus dem Bereich Risikomanagement

Die staatliche Prüfung Praxis ist bestanden, wenn alle Prüfungsaufgaben des Prüfungsbereichs „Führungs-
tätigkeit“ in den Bereichen Fels, Eis und Winter sowie des Prüfungsbereichs „Fertigkeiten aus dem Bereich 
Risikomanagement“ jeweils mindestens mit der Note „ausreichend“ bewertet werden. Abweichend zu § 15 
Abs. 2 gilt der Prüfungsbereich „Führungstätigkeit“ nur als bestanden, wenn er mit einer Durchschnittsnote 
von nicht höher als 4,00 bewertet wird.

6.2	 Lehreignung

Die staatliche Prüfung Praxis ist bestanden, wenn der Prüfungsbereich „Lehreignung“ in den Bereichen Fels, 
Eis und gegebenenfalls Winter jeweils mindestens mit der Note „ausreichend“ bewertet wird.

6.3	 Theorie

Die staatliche Prüfung Theorie ist bestanden, wenn folgende Noten erteilt werden:

a)	 als Durchschnitt der Noten in den theoretischen Prüfungsfächern mindestens die Endnote „ausreichend“,

b)	 höchstens in einem der Prüfungsfächer die Note „ungenügend“ und

c)	 in den vier Prüfungsfächern „Schnee- und Lawinenkunde“, „Wetterkunde“, „Unfallkunde und erste Hilfe“ 
und „Orientierung“ jeweils mindestens die Note „ausreichend“.

7.	 Sonderbestimmungen für Heeresbergführer und Polizeibergführer

Im Rahmen des Berufsförderungsdienstes der Bundeswehr wird Heeresbergführern ein verkürzter Ausbil-
dungsgang zur staatlichen Berg- und Skiführerprüfung angeboten. Dieser steht auch Polizeibergführern of-
fen. In diesen Fällen gelten folgende besondere Regelungen:

7.1	 Zusätzlich zu den Nachweisen nach § 4 Abs. 1 ist ein Nachweis über die erfolgreiche Ablegung der Heeres-
bergführer- bzw. Polizeibergführerprüfung vorzulegen.

7.2	 Eine Pflicht zur Teilnahme an den Ausbildungslehrgängen und prüfungsvorbereitenden Lehrgängen besteht 
nicht. Insoweit entfallen die Zulassungsvoraussetzungen gemäß § 7 Abs. 3 zur staatlichen Prüfung. Nehmen 
Polizei- oder Heeresbergführer an den Lehrgängen teil, müssen diese erfolgreich absolviert werden.

7.3	 Das Praktikum wird in Abweichung von Nr. 4 auf jeweils mindestens sechs Tage in den drei Bereichen ver-
kürzt. In Abweichung von § 6 wird das Praktikum für Heeresbergführer durch eine Vereinbarung zwischen 
dem Berufsförderungsdienst der Bundeswehr und dem Lehrherrn geregelt. Diese Vereinbarung, die den Na-
men des Heeresbergführers enthalten muss, ist der Technischen Universität München zur Genehmigung 
nach § 6 zuzuleiten.

7.4	 Die staatliche Prüfung gemäß Nr. 5 ist abzulegen. Für das Bestehen der staatlichen Prüfung gilt Nr. 6.
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Anlage 2

Schneesportlehrer 

1.	 Eignungsfeststellung

Die Eignungsfeststellung für die Ausbildung zum staatlich geprüften Schneesportlehrer erfolgt nach § 5 Satz 2 
in den Schneesportdisziplinen Ski Alpin oder Snowboard durch den Nachweis der höchsten verbandlichen 
Qualifikationsstufe – Level 3 – des Deutschen Skilehrerverbands e.V. Die verbandlichen Qualifikationen des 
Deutschen Skilehrerverbands e.V. unterliegen einer regelmäßigen Qualitätskontrolle durch die Technische 
Universität München.

Die Eignungsfeststellung kann auch durch Qualifikationsnachweise anderer Verbände erbracht werden, 
sofern deren Ausbildungen in einem Anerkennungsverfahren durch die Technische Universität München 
regelmäßig geprüft sind und die Gleichwertigkeit ihrer Qualifikationen mit denen des Deutschen Skilehrer-
verbands e.V. festgestellt ist.

Andere Ausbildungen oder Vorleistungen können als gleichwertige Teilleistungen im Rahmen der Eignungs-
feststellung durch die Technische Universität München anerkannt werden, wenn sie abgeschlossenen Ausbil-
dungs- und Prüfungsteilen der Qualifikationen des Deutschen Skilehrerverbands e.V. entsprechen. In diesen 
Fällen sind nur die fehlenden Teile der Qualifikationen des Deutschen Skilehrerverbands e.V. nachträglich zu 
erbringen.

1.1	 Unterweisung

Die detaillierten Inhalte und der Durchführungsmodus sind den Teilnehmern vor der Eignungsfeststellungs-
prüfung bekannt zu geben. Zur Schaffung einheitlicher Testvoraussetzungen und der Gewährleistung des 
gängigen Sicherheitsrahmens sind die Teilnehmer bezüglich sicherheitsrelevanter Inhalte zu unterweisen.

1.2	 Inhalte der Eignungsfeststellung in den Ausbildungsrichtungen Schneesportlehrer – Disziplin Ski alpin – und 
Schneesportlehrer – Disziplin Snowboard

Die Inhalte der Eignungsfeststellung in den Ausbildungsrichtungen Schneesportlehrer – Disziplin Ski alpin – 
und Schneesportlehrer – Disziplin Snowboard regelt eine Bekanntmachung des Staatsministeriums für Unter-
richt und Kultus, die im Einvernehmen mit dem Staatsministerium für Wissenschaft und Kunst erlassen wird.

1.3	 Bewertung und Status

Die Eignungsfeststellungsprüfung ist bestanden, wenn alle Prüfungsaufgaben jeweils mindestens mit der End-
note „ausreichend“ bewertet wurden und die entsprechenden Nachweise erbracht wurden. Nicht bestande-
ne Testteile bzw. Testbereiche der Eignungsfeststellung können wiederholt werden; bestandene Testteile bzw. 
Testbereiche können angerechnet werden. Mit dem Bestehen erwirbt der Bewerber den Status „Aspirant“. 

2.	 Ausbildungsgang

2.1	 Ausbildungslehrgänge und prüfungsvorbereitende Lehrgänge

Ausbildungslehrgänge sind alle Lehrgangsmaßnahmen, die die Ausbildungsteilnehmer auf die staatlichen 
prüfungsvorbereitenden Lehrgänge vorbereiten. Gemäß § 5 Satz 2 werden die Ausbildungslehrgänge auf 
Grund des bei der Eignungsfeststellung zugrunde gelegten Niveaus der Vorqualifikation ersetzt. Die Ausbil-
dungsteilnehmer nehmen nach der Eignungsfeststellung die staatliche Ausbildung in den prüfungsvorberei-
tenden Lehrgängen auf.

Die prüfungsvorbereitenden Lehrgänge dienen der gezielten Vorbereitung auf die staatliche Prüfung in den 
Bereichen des Risikomanagements, der motorischen und methodisch- didaktischen Fertigkeiten und des 
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theoretischen Wissens. Die Lehrinhalte beziehen sich auf die Prüfungsanforderungen, die Gegenstand der 
staatlichen Prüfung sind. Es besteht keine vorgeschriebene Reihenfolge der prüfungsvorbereitenden Lehr-
gänge sowie des Praktikums.

2.2	 Inhalte der Ausbildungsrichtungen Schneesportlehrer – Disziplin Ski Alpin – und Schneesportlehrer – Diszi-
plin Snowboard

Die Inhalte der Ausbildungsrichtungen Schneesportlehrer – Disziplin Ski Alpin – und Schneesportlehrer – 
Disziplin Snowboard regelt eine Bekanntmachung des Staatsministeriums für Unterricht und Kultus, die im 
Einvernehmen mit dem Staatsministerium für Wissenschaft und Kunst erlassen wird.

3.	 Praktikum

Der Umfang des Praktikums beträgt 100 Stunden. Der Ausbilder oder Praktikumsbetreuer verpflichtet sich, 
die Auszubildenden während der staatlichen Ausbildung zu begleiten und auf die staatliche Prüfung vorzu-
bereiten. Zudem unterweist der Praktikumsbetreuer sie in allen Tätigkeitsfeldern eines staatlich geprüften 
Schneesportlehrers und beaufsichtigt die Praktikumstätigkeiten der Auszubildenden. Das Praktikum kann zu 
einem beliebigen Zeitpunkt innerhalb der staatlichen Ausbildung abgeleistet werden.

4.	 Staatliche Prüfung

4.1	 Besondere Zulassungsvoraussetzung zur staatlichen Prüfung

Neben den allgemeinen Zulassungsvoraussetzungen nach § 7 und den Antragsunterlagen nach § 13 Abs. 4 
ist dem Antrag ein Nachweis der erfolgreichen verbandlichen Ausbildung – Level 1 – des Deutschen Ski-
lehrerverbands e.V. in zwei weiteren Schneesportdisziplinen sowie über wettkämpferische Betätigung bei-
zufügen – Bestätigungen von Vereinen bzw. Verbänden bzw. Urkunden in beglaubigter Kopie, aus denen 
hervorgeht, dass der Bewerber in den vergangenen sechs Jahren an mindestens fünf disziplinspezifischen 
Wettbewerben oder organisiertem wettkampspezifischem Training teilgenommen hat.

Die staatliche Prüfung im Prüfungsbereich „Fertigkeiten im Risikomanagement“ kann vorgezogen abgelegt 
werden. In diesem Fall ist abweichend von § 7 Abs. 3 für die Zulassung zu diesem vorgezogenen Bereich der 
staatlichen Prüfung lediglich die Teilnahme am prüfungsvorbereitenden Lehrgang „Fertigkeiten im Risikoma-
nagement“ nachzuweisen.

4.2	 Inhalte der staatlichen Prüfung in den Ausbildungsrichtungen Schneesportlehrer – Disziplin Ski alpin – und 
Schneesportlehrer – Disziplin Snowboard

Die staatliche Prüfung umfasst eine Prüfung im Bereich „Fertigkeiten im Risikomanagement“, „Motorische 
Fertigkeiten“, „Methodisch-didaktische Fähigkeiten“ sowie „Theoretisches Wissen“. Die Prüfungsteile „Fer-
tigkeiten im Risikomanagement“ und „Theoretisches Wissen“ können zeitlich und örtlich getrennt von den 
anderen Prüfungsteilen durchgeführt werden. Die Entscheidung über die Auswahl bei alternativ angegebenen 
Prüfungsaufgaben sowie die Festlegung von Prüfungsaufgaben trifft die Technische Universität München. 
Diese Entscheidungen werden den Ausbildungsteilnehmern unmittelbar vor der Abnahme der einzelnen Prü-
fungsaufgaben bekannt gegeben.

Die staatliche Prüfung untergliedert sich in Prüfungsteile, Prüfungsbereiche und Prüfungsaufgaben, die näher 
durch eine Bekanntmachung des Staatsministeriums für Unterricht und Kultus, die im Einvernehmen mit dem 
Staatsministerium für Wissenschaft und Kunst erlassen wird, geregelt sind.

5.	 Bewertung der staatlichen Prüfung

Ausbildungsrichtung Schneesportlehrer – Disziplin Ski Alpin – und Ausbildungsrichtung Schneesportlehrer – 
Disziplin Snowboard

Die Gesamtnote errechnet sich als Durchschnitt in den Prüfungsbereichen
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a)	 „Fertigkeiten im Risikomanagement“

b)	 „Motorische Fertigkeiten“

c)	 „Methodisch-didaktische Fertigkeiten“ und

d)	 „Theoretisches Wissen“.

Die Noten der Prüfungsbereiche der Buchst. a bis d errechnen sich aus dem Durchschnitt der Noten der 
Prüfungsaufgaben im jeweiligen Bereich. Die Prüfung ist bestanden, wenn folgende Prüfungsbereiche „Fer-
tigkeiten im Risikomanagement“, „Motorische Fertigkeiten“, „Methodisch-didaktische Fähigkeiten“ sowie 
„Theoretisches Wissen“ sowie die einzelnen Prüfungsaufgaben in den Prüfungsbereichen „Fertigkeiten im 
Risikomanagement“ und „Motorische Fertigkeiten“ jeweils mindestens mit der Note „ausreichend“ absolviert 
werden.

6.	 Sonderbestimmungen

Staatlich geprüfte Schneesportlehrer der Disziplin Ski Alpin können sich ohne weitere Ausbildung direkt zur 
staatlichen Prüfung Schneesportlehrer der Disziplin Snowboard anmelden. Das gleiche gilt für Schneesport-
lehrer der Disziplin Snowboard, die die staatliche Prüfung Schneesportlehrer der Disziplin Ski Alpin ablegen 
wollen. Auf Antrag kann das Prüfungsergebnis angerechnet werden

a)	 im Prüfungsbereich „Fertigkeiten im Risikomanagement“ und

b)	 im Prüfungsbereich „Theoretisches Wissen“.
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7803-1-L

Verordnung  
zur Änderung der  

Bayerischen Agrarschulordnung

vom 10. Februar 2021

Auf Grund des Art. 44 Abs. 2 Satz 1, des Art. 45 Abs. 2 
Satz 4, des Art. 52 Abs. 5 Satz 5 und des Art. 89 Abs. 1 
des Bayerischen Gesetzes über das Erziehungs- und 
Unterrichtswesen (BayEuG) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 31. Mai 2000 (GVBl. S. 414, 632, BayRS 
2230-1-1-K), das zuletzt durch Gesetz vom 24. Juli 2020 
(GVBl. S. 386) geändert worden ist, verordnet das Bay-
erische Staatsministerium für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten, hinsichtlich der staatlichen Fachakademie 
für Landwirtschaft im Einvernehmen mit dem Staatsmi-
nisterium für Unterricht und Kultus:

§ 1

Änderung der  
Bayerischen Agrarschulordnung

Die Bayerische Agrarschulordnung (BayAgrSchO) 
vom 5. September 2019 (GVBl. S.  564, BayRS 7803-1-L),  
die zuletzt durch § 1 der Verordnung vom 27. Juli 2020 
(GVBl. S. 432) geändert worden ist, wird wie folgt ge-
ändert:

1.	 § 1 wird wie folgt geändert:

a)	 Der Wortlaut wird Abs. 1.

b)	 Folgender Abs. 2 wird angefügt:

„(2) Abweichend von Abs.  1 gilt §  68a für 
sämtliche Schularten im Sinne von § 1 der Agrar-
fachschulverordnung.“

2.	 § 15 wird wie folgt gefasst:

„§ 15

Individuelle Unterstützung,  
Nachteilsausgleich und Notenschutz

Für die Gewährung von Individueller Unterstüt-
zung, Nachteilsausgleich und Notenschutz sind 
die §§ 31 bis 36 der BaySchO entsprechend anzu
wenden.“

3.	 Dem § 69 wird folgender § 68a vorangestellt:

„§ 68a

Sonderregelungen für die Corona-Pandemie

(1) Solange nach § 5 des Infektionsschutzgesetzes 
eine epidemische Lage von nationaler Tragweite oder 
in Bayern der coronabedingte Katastrophenfall besteht, 
kann das Staatsministerium für die Schulen in seinem 
Geschäftsbereich Abweichungen von den Bestimmun-
gen der jeweiligen Schulordnung in entsprechender An-
wendung des § 46b Abs. 1 BaySchO anordnen.

(2) Die in den jeweiligen Schulordnungen vorge-
sehene Anzahl der schriftlichen und praktischen Leis-
tungsnachweise kann durch die Schulleitung im Be-
nehmen mit der Lehrerkonferenz reduziert werden.

(3) Für fehlende Anteile der fachpraktischen Ausbil-
dung, des Praktikums oder des Berufs- oder Betriebs- 
praktikums, die im Schuljahr 2020/2021 aufgrund der 
Corona-Pandemie nicht erbracht werden konnten, gilt 
§ 46b Abs. 9 Satz 1 bis 3 BaySchO entsprechend.“

4.	 § 69 wird wie folgt geändert:

a)	 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 eingefügt:

„2§ 1 Abs. 2 und § 68a treten mit Ablauf des 
31. Juli 2021 außer Kraft.“

bb)	 Der bisherige Satz 2 wird Satz 3.

b)	 In Abs. 2 Halbsatz 2 wird die Angabe „§§ 12, 15 
und 16“ durch die Angabe „§§ 12, 15, 16, 18 und 
68a“ ersetzt.

c)	 In Abs. 3 Satz 2 wird die Angabe „§§ 12, 15, 16 
und 67“ durch die Angabe „§§ 12, 15, 16, 18, 67 
und 68a“ ersetzt.

§ 2

Weitere Änderung der  
Bayerischen Agrarschulordnung
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§  69 der Bayerischen Agrarschulordnung  
(BayAgrSchO) vom 5. September 2019 (GVBl. S. 564, 
BayRS 7803-1-L), die zuletzt durch § 1 dieser Verord-
nung geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1.	 In Abs. 2 Halbsatz 2 wird die Angabe „§§ 12, 15, 16, 
18 und 68a“ durch die Angabe „§§ 12, 15, 16 und 18“ 
ersetzt.

2.	 In Abs. 3 Satz 2 wird die Angabe „§§ 12, 15, 16, 18, 
67 und 68a“ durch die Angabe „§§ 12, 15, 16, 18 und 
67“ ersetzt.

§ 3

Inkrafttreten

1Diese Verordnung tritt am 1. März 2021 in Kraft. 2Ab-
weichend von Satz 1 tritt § 2 am 1. August 2021 in Kraft.

München, den 10. Februar 2021

Bayerisches Staatsministerium 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten

Michaela K a n i b e r , Staatsministerin
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2038-3-4-7-6-I/K

Verordnung  
zur Änderung der  

Qualifikationsverordnung für Fachlehrerinnen und Fachlehrer  
verschiedener Ausbildungsrichtungen an beruflichen Schulen und  

an Landesfeuerwehrschulen

vom 12. Februar 2021

Auf Grund des Art.  22 Abs. 6 Halbsatz 2 des Leis-
tungslaufbahngesetzes (LlbG) vom 5.  August 2010 
(GVBI. S.  410, 571, BayRS 2030-1-4-F), das zuletzt 
durch Gesetz vom 24. Juli 2020 (GVBl. S. 368) geändert 
worden ist, verordnen die Bayerischen Staatsministerien 
des Innern, für Sport und Integration und für Unterricht 
und Kultus im Benehmen mit dem Bayerischen Landes-
personalausschuss:

§ 1

Die Qualifikationsverordnung für Fachlehrerinnen 
und Fachlehrer verschiedener Ausbildungsrichtungen an  
beruflichen Schulen und an Landesfeuerwehrschulen 
(QualVFL) vom 21.  April 1997 (GVBl. S.  154, BayRS 
2038-3-4-7-6-K/I), die zuletzt durch Verordnung vom 
10. Dezember 2020 (GVBl. S. 708) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert:

1.	 Nach § 30a wird folgender § 30b eingefügt: 

‚§ 30b

Ablegung der Lehrproben 

(1) 1Das Staatsministerium kann anordnen, dass 
abweichend von § 20 Abs. 1 Satz 1 an die Stelle noch 
nicht abgenommener Lehrproben Prüfungsgesprä-
che auf der Grundlage der nach § 20 Abs. 3 Satz 1 
vorzulegenden Lehrdarstellung treten, soweit Lehr-
proben aufgrund der COVID-19-Pandemie nicht zeit-
gerecht stattfinden können. 2Das Prüfungsgespräch 
dauert 45  Minuten. 3§  20 Abs.  2, 3 Satz  2, Abs.  4 
Satz 2, Abs. 5 und 6 gilt entsprechend.

(2) 1Der Prüfling hat der Leitung des Staatsinsti-
tuts am Tag vor dem Prüfungsgespräch bis 12:00 Uhr 
die Lehrdarstellung sowie die Versicherung, dass er 
die Lehrdarstellung selbstständig verfasst und nur 

die angegebenen Hilfsmittel benutzt hat, auf elekt-
ronischem Wege zu übermitteln. 2§ 27 gilt entspre-
chend. 3Erfüllt der Prüfling die Pflichten nach Satz 1 
aus einem von ihm zu vertretenden Grund nicht oder 
nicht fristgerecht, findet das Prüfungsgespräch nicht 
statt und gilt als mit der Note „ungenügend“ abgelegt.

(3) Die Note aus dem Prüfungsgespräch tritt an 
die Stelle der Note der noch nicht abgenommenen 
Lehrprobe.‘

2.	 § 31 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a)	 Der Wortlaut wird Satz 1 und das Wort „tritt“ wird 
durch die Wörter „und § 30b treten“ ersetzt.

b)	 Abs. 3 wird Abs. 2 Satz 2.

§ 2

Diese Verordnung tritt am 1. März 2021 in Kraft.

München, den 12. Februar 2021

Bayerisches Staatsministerium 
des Innern, für Sport und Integration

Joachim H e r r m a n n , Staatsminister

München, den 12. Februar 2021

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus

Prof. Dr. Michael P i a z o l o , Staatsminister
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2038-3-4-8-11-K, 2038-3-4-8-10-K

Verordnung 
zur Änderung der 

Lehramtsprüfungsordnung II und zur Änderung der  
Zulassung-, Ausbildungs- und Prüfungsordnung (II. Lehramtsprüfung)  

der Fachlehrer

vom 12. Februar 2021

Auf Grund

–– des Art. 22 Abs. 6 Halbsatz 2 des Leistungslaufbahn-
gesetzes (LlbG) vom 5. August 2010 (GVBl. S. 410, 
571, BayRS 2030-1-4-F), das zuletzt durch Gesetz 
vom 24. Juli 2020 (GVBl. S. 368) geändert worden 
ist, und 

–– des Art. 26 Abs. 2 des Bayerischen Lehrerbildungs-
gesetzes (BayLBG) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 12. Dezember 1995 (GVBl. 1996 S. 16, 
40, BayRS 2238-1-K), das zuletzt durch Gesetz vom 
5. November 2019 (GVBl. S. 618) geändert worden 
ist, 

verordnet das Bayerische Staatsministerium für Unter-
richt und Kultus im Benehmen mit dem Bayerischen Lan-
despersonalausschuss:

§ 1

Änderung der  
Lehramtsprüfungsordnung II

Die Lehramtsprüfungsordnung II (LPO II) vom 28. Ok-
tober 2004 (GVBl. S. 428, BayRS 2038-3-4-8-11-K), die 
zuletzt durch Verordnung vom 12. November 2020 (GVBl. 
S. 631) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1.	 § 41 wird wie folgt gefasst:

‚§ 41

Ablegung der Prüfungslehrprobe

(1) 1Abweichend von §  21 Abs.  2 Satz  1 und 
Abs. 4 treten an die Stelle

1.	 noch nicht abgelegter Prüfungslehrproben der 
Prüfungsteilnehmer und Prüfungsteilnehmerin-
nen des Vorbereitungsdiensttermins September 
2018/2020 sowie der Prüfungsteilnehmer und 
Prüfungsteilnehmerinnen aus vorangegangenen 
Vorbereitungsdienstterminen, die ihre Wieder-

holung im Prüfungstermin September 2020 ab-
schließen – mit Ausnahme der Zweiten Staats
prüfung für das Lehramt an beruflichen Schulen,

2.	 bis zum

a)	 10. Juli 2020 noch nicht abgelegter zweiter 
Prüfungslehrproben und

b)	 2.  Dezember 2020 noch nicht abgelegter 
dritter Prüfungslehrproben und Prüfungs-
lehrproben im Erweiterungsfach

der Prüfungsteilnehmer und Prüfungsteilnehme
rinnen des Vorbereitungsdiensttermins Februar 
2019/2021 für das Lehramt an Gymnasien sowie 
der Prüfungsteilnehmer und Prüfungsteilneh-
merinnen aus vorangegangenen Vorbereitungs-
dienstterminen, die ihre Wiederholung im Prü-
fungstermin Februar 2021 für das Lehramt an 
Gymnasien abschließen,

3.	 bis zum 29. Januar 2021 noch nicht abgelegter 
zweiter Prüfungslehrproben der Prüfungsteil-
nehmer und Prüfungsteilnehmerinnen des Vor-
bereitungsdiensttermins September 2019/2021 
für das Lehramt an Gymnasien sowie der Prü-
fungsteilnehmer und Prüfungsteilnehmerinnen 
aus vorangegangenen Vorbereitungsdienstter-
minen, die ihre Wiederholung nach Nichtbeste-
hen (§ 10) im Prüfungstermin September 2021 
abschließen,

4.	 bis zum 22. Januar 2021 noch nicht abgelegter 
erster Prüfungslehrproben der Prüfungsteilneh-
mer und Prüfungsteilnehmerinnen des Vorbe-
reitungsdiensttermins September 2019/2021 für 
das Lehramt an Grundschulen, das Lehramt an 
Mittelschulen und das Lehramt an Förderschulen 
sowie der Prüfungsteilnehmer und Prüfungsteil-
nehmerinnen aus vorangegangenen Vorberei-
tungsdienstterminen, die ihre Wiederholung im 
Prüfungstermin September 2021 für das Lehramt 
an Grundschulen, das Lehramt an Mittelschulen 
und das Lehramt an Förderschulen abschließen, 
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Prüfungsgespräche gemäß den nachfolgenden Be-
stimmungen der Abs.  1 Satz  2 und 3, Abs.  2 und 
3. 2Das Prüfungsgespräch dauert 30 Minuten oder, 
soweit es eine Doppellehrprobe ersetzt, 60 Minu-
ten. 3§ 21 Abs. 1, Abs. 2 Satz 2, Abs. 3 Satz 1 bis 3, 
Abs. 5, Abs. 6 Satz 1, 2 und 4 bis 7, Abs. 8 und Abs. 9 
gilt entsprechend.

(2) 1Der Prüfungsteilnehmer oder die Prü-
fungsteilnehmerin hat am Tag vor dem Prüfungsge-
spräch einem Mitglied der Prüfungskommission bis 
12:00 Uhr einen elektronischen Entwurf zu über-
mitteln, aus dem Ziele und Aufbau der vorbereite-
ten Unterrichtsstunde ersichtlich sind.  2Der Eingang 
des Entwurfs ist dem Prüfungsteilnehmer oder der 
Prüfungsteilnehmerin bis spätestens 18:00 Uhr des-
selben Tages elektronisch zu bestätigen.  3Am Prü-
fungstag vor Beginn des Prüfungsgesprächs hat der 
Prüfungsteilnehmer oder die Prüfungsteilnehmerin 
der Person, die den Vorsitz in der Prüfungskommis-
sion führt, eine schriftliche Fassung dieses Entwurfs 
mit einer Versicherung entsprechend §  18 Abs.  6 
auszuhändigen.  4Die Versicherung ist dahingehend 
zu erweitern, dass die schriftliche Fassung des Ent-
wurfs mit der vorab übermittelten elektronischen Fas-
sung übereinstimmt.  5Erweist sich diese Versiche-
rung als unwahr, liegt ein Beeinflussungsversuch im 
Sinne des § 9 vor. 6Werden der elektronische Entwurf 
oder der schriftliche Entwurf aus einem von dem Prü-
fungsteilnehmer oder der Prüfungsteilnehmerin zu 
vertretenden Grund nicht zum jeweils in Satz 1 und 
Satz 3 angegebenen Zeitpunkt übermittelt oder aus-
gehändigt, findet das Prüfungsgespräch nicht statt 
und gilt als mit der Note „ungenügend“ abgelegt. 

(3) 1Die Note aus dem Prüfungsgespräch tritt an 
die Stelle der Note der Prüfungslehrprobe; soweit das 
Prüfungsgespräch eine Doppellehrprobe ersetzt, zählt 
dieses zweifach. 2§ 21 Abs. 10 gilt entsprechend.‘

2.	 In § 42 Abs. 2 wird die Angabe „31. Juli 2021“ durch 
die Angabe „31. Dezember 2021“ ersetzt.

§ 2

Änderung der  
Zulassungs-, Ausbildungs- und Prüfungsordnung 

(II. Lehramtsprüfung) der Fachlehrer 

Die Zulassungs-, Ausbildungs- und Prüfungsordnung 
(II. Lehramtsprüfung) der Fachlehrer (ZAPO-F II) vom 
12. Dezember 1996 (GVBl. S. 562, 1997 S. 23, BayRS 
2038-3-4-8-10-K), die zuletzt durch § 1 der Verordnung 
vom 24. April 2020 (GVBl. S. 246) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert:

1.	 Dem Fünften Teil wird folgender § 29 vorangestellt:

‚§ 29 

Ablegung der  
Prüfungslehrprobe 

(1) 1Abweichend von §  16 Abs.  1 und 2 treten 
an die Stelle der ersten der beiden abzulegenden 
Prüfungslehrproben der Prüfungsteilnehmer und 
Prüfungsteilnehmerinnen des Vorbereitungsdienst-
termins September 2019/2021 sowie der Prü-
fungsteilnehmer und Prüfungsteilnehmerinnen aus 
vorangegangenen Vorbereitungsdienstterminen, die 
ihre Wiederholung im Prüfungstermin September 
2021 abschließen, Prüfungsgespräche gemäß den 
nachfolgende Bestimmungen der Abs. 1 Satz 2 und 
3, Abs.  2 und 3. 2Das Prüfungsgespräch dauert 45 
Minuten. 3§ 16 Abs. 3, 5 und 6 gilt entsprechend.

(2) 1Der Prüfling hat einem Mitglied der Prü-
fungskommission am Tag vor dem Prüfungsge-
spräch eine Lehrskizze, aus dem Ziele und Aufbau 
der vorbereiteten Unterrichtsstunde ersichtlich sind, 
sowie eine Versicherung entsprechend § 16 Abs. 4 
Satz  2 bis 12:00 Uhr auf elektronischem Wege zu 
übermitteln. 2Der Eingang des Entwurfs ist dem Prü-
fungsteilnehmer oder der Prüfungsteilnehmerin bis 
spätestens 18:00 Uhr desselben Tages elektronisch 
zu bestätigen. 3Am Prüfungstag vor Beginn des Prü-
fungsgesprächs hat der Prüfungsteilnehmer oder die 
Prüfungsteilnehmerin der Person, die den Vorsitz in 
der Prüfungskommission führt, eine schriftliche Fas-
sung dieser Lehrskizze mit einer Versicherung ent-
sprechend § 16 Abs. 4 Satz 2 auszuhändigen. 4Die 
Versicherung ist dahingehend zu erweitern, dass die 
schriftliche Fassung der Lehrskizze mit der vorab 
übermittelten elektronischen Fassung übereinstimmt.  
5Erfüllt der Prüfling die Pflichten nach Satz 1 aus ei-
nem von ihm zu vertretenden Grund nicht oder nicht 
fristgerecht, gilt das Prüfungsgespräch als mit der 
Note „ungenügend“ abgelegt. 

(3) Die Note aus dem Prüfungsgespräch tritt an 
die Stelle der Note der Lehrprobe.‘

2.	 In § 30 Abs. 2 wird die Angabe „31. Dezember 2020“ 
durch die Angabe „31. Dezember 2021“ ersetzt.

§ 3

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 25.  Januar 
2021 in Kraft.
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München, den 12. Februar 2021

Bayerisches Staatsministerium  
für Unterricht und Kultus

Prof. Dr. Michael P i a z o l o , Staatsminister
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313-3-J

Änderung der  
Bayerischen Gnadenordnung

Bekanntmachung des  
Bayerischen Staatsministeriums  

der Justiz

vom 19. Januar 2021, Az. E6 - 4250 - Gns - 11136/2016

1.	 Die Bekanntmachung betreffend die Bayerische Gnadenordnung (BayGnO) vom 29. Mai 2006 (GVBl. S. 321, 
BayRS 313-3-J) wird wie folgt geändert:

1.1	 In § 4 Abs. 3 und § 5 Abs. 3 werden jeweils die Wörter „des Verfalls“ durch die Wörter „der Einziehung“ ersetzt. 

1.2	 § 13 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

1.2.1	 Die Sätze 1 bis 4 werden wie folgt gefasst: 

„1Die Staatsanwaltschaft führt in der Regel eine Stellungnahme des Vorsitzenden des zuletzt mit der Sache 
im ersten Rechtszug befassten Gerichts herbei. 2Daneben kann auch eine Stellungnahme des Vorsitzenden 
eines mit der Sache zu einem früheren Zeitpunkt befassten Gerichts, insbesondere des erkennenden Ge-
richts, eingeholt werden. 3Eine Stellungnahme nach Satz 2 soll eingeholt werden, wenn zu erwarten ist, dass 
für die Beurteilung des Gnadengesuchs relevante zusätzliche Erkenntnisse bei diesem Gericht vorhanden 
sind. 4Weicht die Entscheidung eines Rechtsmittelgerichts von der Ausgangsentscheidung in der rechtlichen 
Würdigung oder in der Rechtsfolge erheblich ab, so soll auch eine Stellungnahme des Vorsitzenden dieses 
Gerichts eingeholt werden.“

1.2.2	 In Satz 5 wird die Angabe „Nr. 5“ durch die Angabe „Nr. 6“ ersetzt.

1.3	 In § 16 Abs. 2 Nr. 4 werden nach dem Wort „beschränken“ das Komma und das Wort „aufzuschieben“ ge- 
strichen.

1.4	 § 16 Abs. 3 wird wie folgt geändert:

1.4.1	 In Satz 1 werden die Wörter „keine zur gutachtlichen Äußerung berufene Justizbehörde“ durch die Wörter 
„keine nach § 13 zur gutachtlichen Äußerung berufene Stelle“ ersetzt.

1.4.2	 In Satz 2 werden die Wörter „ , insbesondere durch die Anordnung der Berichterstattung,“ gestrichen.

1.5	 In § 22 Abs. 3 werden die Wörter „bis auf fünf Jahre“ durch die Wörter „in entsprechender Anwendung der 
gesetzlichen Bestimmungen“ ersetzt.

1.6	 § 22 Abs. 5 wird wie folgt gefasst: 

„(5) 1Die Vollstreckungsbehörde kann angeordnete Auflagen und Weisungen ändern oder aufheben, 
sofern der Verurteilte ohne sein Verschulden die Auflagen und Weisungen nicht oder nicht fristgemäß 
erfüllen kann oder erfüllen konnte. 2Insoweit obliegt ihr auch die vorbereitende Behandlung etwaiger  
Gesuche.“

1.7	 In § 30 Abs. 1 Satz 1 werden die Wörter „für verfallen erklärt“ durch das Wort „eingezogen“ ersetzt.
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1.8	 Nach § 30 wird folgender § 30a eingefügt:

„§ 30a 

Aussetzung von Fahrverboten  
im Weg der Gnade

(1) 1Über Gesuche um Aussetzung von gerichtlich verhängten Fahrverboten entscheidet die Vollstre-
ckungsbehörde, soweit nicht nach § 5 Abs. 2 oder nach anderen Vorschriften eine Entscheidung herbeizufüh-
ren ist. 2Insoweit obliegt ihr auch die vorbereitende Behandlung der Gesuche. 3§ 9 Abs. 2 gilt entsprechend.

(2) Für Gesuche um Anrechnung der Dauer der amtlichen Verwahrung des Führerscheins vor Rechtskraft 
der gerichtlichen Entscheidung gilt Abs. 1 entsprechend, sofern ein nach § 13 angehörtes Gericht dem Gna-
dengesuch nicht entgegengetreten ist.“

2.	 Diese Bekanntmachung tritt am 1. März 2021 in Kraft.

Prof. Dr. Frank A r l o t h
Ministerialdirektor
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2126-1-15-G

Verordnung  
zur Änderung der  

Elften Bayerischen Infektions- 
schutzmaßnahmenverordnung

vom 12. Februar 2021

Die Verordnung wurde nach Nr. 2 Satz 2 und 3 der 
Veröffentlichungsbekanntmachung im Bayerischen Minis
terialblatt Nr. 112 vom 12. Februar 2021 bekannt gemacht. 
Die Begründung hierzu wurde im Bayerischen Ministerial
blatt Nr. 113 vom 12. Februar 2021 veröffentlicht.

2126-1-6-G

Verordnung  
zur Änderung der  

Einreise-Quarantäneverordnung

vom 12. Februar 2021

Die Verordnung wurde nach Nr. 2 Satz 2 und 3 der 
Veröffentlichungsbekanntmachung im Bayerischen Minis
terialblatt Nr. 114 vom 12. Februar 2021 bekannt gemacht. 
Die Begründung hierzu wurde im Bayerischen Ministerial
blatt Nr. 115 vom 12. Februar 2021 veröffentlicht.
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